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(3) Innerhalb der Zugehörigkeit zur FZR liegende
a) Zeiten des Direktstudiums an einer Universität, Hoch­

oder Fachschule,
b) Zeiten des Besuches von Spezialschulen staatlicher Or­

gane, Parteischulen, Gewerkschaftsschulen oder Schulen 
anderer demokratischer Organisationen der Deutschen 
Demokratischen Republik,

c) Zeiten der Delegierung in andere Staaten
sowie das während dieser Zeiten erzielte Einkommen bleiben 
bei der Ermittlung des monatlichen Durchschnittseinkommens 
über 600 M unberücksichtigt, wenn es für den Rentner gün­
stiger ist. Das gilt bei der dienstlichen Entsendung von Ehe­
paaren in andere Staaten auch für den Ehegatten des Dele­
gierten.

(4) Innerhalb der Zugehörigkeit zur FZR liegende Dienst­
zeiten bei den bewaffneten Organen bzw. der Zollverwal­
tung der Deutschen Demokratischen Republik, in denen keine 
Beiträge über 60 M monatlich nach den Versorgungsordnun­
gen gezahlt wurden, bleiben bei der Ermittlung des monat­
lichen Durchschnittseinkommens über 600 M unberücksichtigt.

(5) Bei der Errechnung des monatlichen Durchschnittsein­
kommens über 600 M sind für Mitglieder sozialistischer Pro­
duktionsgenossenschaften der Landwirtschaft und Mitglieder 
von Fischereiproduktionsgenossenschaften der See- und Kü­
stenfischer die Monate des laufenden Kalenderjahres, in dem 
der Anspruch auf Zusatzrente entsteht, mit dem Einkom­
men zu berücksichtigen, das den' monatlichen Abschlagzah­
lungen zugrunde liegt oder mit dem monatlichen Durch­
schnittseinkommen des Vorjahres, wenn es für diese Werk­
tätigen günstiger ist.

(6) Die insgesamt volle Monate übersteigenden Tage der 
Zugehörigkeit zur FZR bleiben bei der Errechnung des 
monatlichen Durchschnittseinkommens unberücksichtigt. Das 
ermittelte monatliche Durchschnittseinkommen ist auf volle 
Mark aufzurunden.

Zu § 23 der Verordnung:
§15

Die Betriebe sind verpflichtet, dem Werktätigen auf dessen 
Antrag eine Einkommensbescheinigung auszustellen. Diese 
Bescheinigung muß den im Zeitraum von der Vollendung des 
45. Lebensjahres bzw. 50. Lebensjahres bis zum 28. Februar 
1971 erzielten Gesamtbetrag des Einkommens über 600 M bis 
höchstens 1 200 M monatlich ausweisen und die Anzahl der 
Monate, in denen das Einkommen 600 M überstieg. Für Werk­
tätige, von denen der Beitrag für das Jahreseinkommen er­
hoben wird, muß die Bescheinigung das jeweilige Jahresein­
kommen ausweisen, welches 7 200 M überstieg, bis zu höch­
stens 14 400 M. Grundlage bildet das Einkommen, welches 
für die Beitragszahlung zur FZR maßgebend gewesen wäre.

Zu § 24 Abs. 1 Buchst, c der Verordnung:
§ 16

Als Kinder gelten
a) die leiblichen Kinder beider Ehegatten,
b) die vor dem Tode des Versicherten an Kindes Statt an­

genommenen Kinder beider Ehegatten,
c) die Enkel- und Pflegekinder, für die der Verstorbene 

nach den Bestimmungen der Rentenverordnung An­
spruch auf Kinderzuschlag hatte oder gehabt hätte.

Zu § 28 Abs. 1 der Verordnung:
§17

(1) Der Versicherungsschein bzw. die Urkunde des Werk­
tätigen über den Anspruch auf zusätzliche Altersversorgung 
der Intelligenz ist für die

a) im § 28 Abs. 1 Buchst, а der Verordnung genannten 
Werktätigen durch die Staatliche Versicherung der Deut­
schen Demokratischen Republik zum Zeitpunkt der Ein­

beziehung in die zusätzliche Altersversorgung der In­
telligenz,

b) im § 28 Abs. 1 Buchst, b der Verordnung genannten 
Werktätigen durch den Betrieb zum Zeitpunkt des Bei­
tritts zur FZR 

mit folgendem Vermerk zu versehen:
„Durch die Zugehörigkeit zur FZR wird anstelle der zusätz­
lichen Altersversorgung der Intelligenz eine Zusatzrente min­
destens in Höhe der zum Zeitpunkt des Eintritts des Renten­
falles zugesicherten Altersversorgung der Intelligenz gezahlt, 
wenn die geforderten Voraussetzungen gegeben sind.“

(2) Durch die Betriebe sind die im § 28 Abs. 1 Buchst, b der 
Verordnung genannten Werktätigen der Staatlichen Ver­
sicherung der Deutschen Demokratischen Republik wie 
andere aus der Altersversorgung der Intelligenz ausschei­
dende Werktätige zu melden. Damit entfällt die Zahlung des 
Umlagebeitrages durch den Betrieb für diese Werktätigen.

Zu § 30 Abs. 3 der Verordnung: <
§18

(1) Die zuständige Dienststelle der Sozialversicherung unter­
richtet die Betriebe, sozialistischen Produktionsgenossen­
schaften, Kollegien der Rechtsanwälte bzw. Räte der Kreise 
über den Austritt des Werktätigen aus der FZR.

(2) Von der zuständigen Dienststelle der Sozialversicherung 
ist im Ausweis für Arbeit und Sozialversicherung die Beendi­
gung der FZR in folgender Form einzutragen:

„Ende der FZR am 31. Dezember 19 . .
Stempel und Unterschrift.“

Zu §30 Abs. 3 und §31 Absätze 1 und 2 der Verordnung:
§19

Die zuständige Dienststelle der Sozialversicherung ist für 
Pflichtversicherte

a) der Sozialversicherung der Arbeiter und Angestellten 
die für den Wohnort des Berechtigten zuständige Ver­
waltung der Sozialversicherung des Kreis- bzw. Stadt­
vorstandes des Freien Deutschen Gewerkschaftsbundes,

b) der Sozialversicherung bei der Staatlichen Versicherung 
der Deutschen Demokratischen Republik die für den 
Wohnort des Berechtigten zuständige Kreisdirektion/ 
Kreisstelle der Staatlichen Versicherung der Deutschen 
Demokratischen Republik.

Zu § 31 Abs. 1 der Verordnung:

§20
Bei vorübergehendem Aufenthalt außerhalb der Deutschen 

Demokratischen Republik werden Zusatzrenten für die Dauer 
der von den staatlichen Organen erteilten Reisegenehmigung 
weiter gewährt.

Zu § 34 der Verordnung:
§21

Der Beitrag der Betriebe ist nicht Bestandteil der Selbst­
kosten der Warenproduktion bzw. der Erzeugnisse. Er ist in 
der Kontenklasse 3 auszuweisen.

§22
Schlußbestimmung

Diese Durchführungsbestimmung tritt am 1. Januar 1978 
in Kraft.

Berlin, den 17. November 1977

Der Staatssekretär 
für Arbeit und Löhne

B e y r e u t h e r


